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— Abschnitt I. —

Mgemeine verwaltungssachen.
Behandlung der im Angestellten- oder Arbeiterverhält¬

nis wiederbeschäftigten Offiziere a. D., hier Kündigung

und Gewährung von Treugeld.

RdErl. d. RFM. v. 23. 8.1941 — ? 2100 13 0K8 IV.

Mein Erlaß vom 19. Mai 1941 — ? 2200-3939 IV
(RBB. 1941 S. 159)') gilt für Ruhegehaltsempfänger
aller Art, also auch für die Offiziere a. D., die im öffent¬
lichen Dienst im Angestellten- oder Arbeiterverhältnis
wiederbeschäftigt werden.

Der Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienst
hat dieser Regelung gemäß Z 1 Abs. 4 d TO. ^ und K 1
Abs. 5 TO. L zugestimmt. — RBB. S. 229.

Vgl. BaVBl. S. 819.

— RdErl. d. MdJ. v. 28. 16. 1941 Nr. 91716 Norm.
XXVII«.

— BaVBl. S. 977.

Gebühren für Leichenpässe.

RdErl. d. MdJ. v. 24.10.1941 Nr. 77443

Norm. XI, XVIII.

Für die Ausstellung von Leichenpässen sind neben
den baren Auslagen (Z 23 des Verwaltungsgebühren¬

gesetzes) eine Sportel von 1 bis 29 (Z 5 Abs. 1a
a. a. O.) und eine Taxe von 5 bis 2S (Z 19 Nr. 44
a. a. O.) zu erheben.

Wie ich erfahren habe, erheben einige Dienststellen
in der Regel eine Eesamtgebühr von 8 Dies ent¬
spricht nicht den kostenrechtlichen Bestimmungen, weil
dadurch den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles,
wie es das Verwaltungsgebührengesetz bei Einführung
der Rahmensätze angestrebt hat, nicht Rechnung ge¬
tragen ist.

Die Sportel und die Taxe sind daher von allen
Dienststellen unter besonderer Berücksichtigung der Lei¬
stungsfähigkeit des Zahlungspflichtigen festzusetzen. In
folgenden Fällen sind nur eine Sportel bis zu 3
und nur die Mindesttaxe von 5 zu erheben:

1. bei Leichenbeförderung in die Heimat eines Ver¬
storbenen. insbesondere aus Krankenhäusern und
bei Unglücksfällen;

2. bei Beförderung von Leichen zur nächsten Feuer¬
bestattungsanlage.

Weiter bestimme ich, daß Leichenpässe zur Überfüh¬
rung verstorbener Angehöriger der Mehrmacht und des
Reichsarbeitsdienstes in die Heimat für die Dauer des
Krieges ohne weiteres kostenlos auszustellen sind.
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Unberührt bleibt die Bestimmung in 14 Nr. 5
und 5s. des Verwaltungsgebührengesetzes, wonach die
Erhebung von Sporteln (und somit auch von Taxen)
unterbleibt in Angelegenheiten der offenkundig Armen
und der zum Armenrecht Zugelassenen und in Ange¬
legenheiten derjenigen Personen, die Anspruch auf
öffentlich-rechtliche Fürsorge haben. Ebenso können ge¬
mäß Ziffer I I 1a und 2 des Runderlasses vom 11. Sep¬
tember 1933 Nr. 77459, die Zuständigkeit zu Begnadi¬
gungen und Kostennachlässen, die Kosten aus Billig¬
keitsgründen nachgelassen oder ermäßigt werden; zu
einem Nachlaß oder zu einer Ermäßigung ist nur der
Landrat (Polizeipräsident, Polizeidirektor) selbst und
bei seiner Verhinderung nur sein geordneter Stellver¬
treter zuständig.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek-
torcn.

-- BaVBl. S. 977

Besichtigung von Betrieben durch führende
Persönlichkeiten der Partei.

RdErl. d. RMdJ. v. 4.10.1941 — II 4370/41 K405.

Im RdErl. v. 22.11.1935 (MBliV. S. 1404)') habe
ich darauf hingewiesen, daß die Dienststellenleiter bei
Besichtigung von Betrieben durch leitende Beamte des
Staates und der Gemeinden den Betriebsobmann der
Deutschen Arbeitsfront und den Vertrauensrat beteili¬
gen sollen, um auch sie zur Unterrichtung über die Ver¬
hältnisse im Betriebe mit heranzuziehen. Selbstverständ¬
lich gilt diese Anordnung ebenso, wenn führende Per¬
sönlichkeiten der Partei einen öffentlichen Betrieb be¬
sichtigen. Ist bei der Dienststelle von« Reichsbund der
Deutschen Beamten ein Amtswalter bestellt, so ist auch
dieser hinzuzuziehen. Soweit im Einzelfalle für den
Empfang besondere Vorbereitungen zu treffen sind,
werden die Amtswalter der beiden Verbände nach Maß¬
gabe der RdErl. v. 10. 6. und 27. 8. 1937 (RMBliV.
S. 941,1426)-) Abs. 1 bereits hieran von vornherein zu
beteiligen sein.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,
Eemeindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl.Rechts.

— RMBliV. S. 1785.

— BaVBl. S. 979.
") Vgl. BaVBl. 1935 S. 1331.
-) Vgl. BaVBl. 1937 S. 721 und S. 1052.

Programm der NSDAP.
RdErl. d. NMdJ. v. 7.10.1341 — II 504K41 K9K1.

(1) Neben den im RdErl. v. 4. 4. 1941 (RMBliV.
S 623)") aufgeführten Schriftbildern der Größe 1 und
II wird eine Größe III (Sonderausführung in echtem
Handkupferdruck, unter Glas gerahmt) herausgegeben,
die sich zum Aushang in kleineren Dienstzimmern
eignet.

(2) Die Preise für die Schriftbilder, die für die Grö¬
ßen I und II erneut geändert sind, betragen

a) für Bestellungen bis 30. 6. 1941 für die
Größe I (104 X 88,4 cm) 28^,
Größe II ( 78,5X67 em) 25^,

b) für Bestellungen ab 1. 7.1941 für die
Größe I (104 X88,4s-m) 24-^^!,
Größe II ( 78,5 X 67 cm) 20

>41 Nr. 45 980

> ) für Größe IU
40 X 50 om (Rahmen massiv Eiche) 15
45 X 55 ein (silberbronzener Nahmen) 18

Für die Verpackung wird bei Größe I 1,70 bei
Größe 11 1,30 und bei Größe III 0,90 -A./« be¬
rechnet.

(3) Der RdErl. v. 8. 7. 1941 (RMBliV. S. 1283)-)
wird aufgehoben.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,
Gemeindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

— RMBliV. S. 1785.
— BaVBl. S. 979.

>) Vgl. BaVBl. S. 334.
-) Vgl. BaVBl. S. 679.

Deutsche Dienstpost im besetzten Ostraum.
RdErl. d. NMdJ. v. 1k. 1V. 1941 — I Ost 1KVV/41 4208.

(1) Im besetzten Ostraum sind außer den bereits
mitgeteilten") Dienstposten im Distrikt Galizien und
im Bezirk B i a l y st o k bisher folgende Dienstposten
eingerichtet worden:

Im Bezirk der Deutschen Dienstpost
O st l a n d.

Dienstpostamt Frühere
Ortsbezeichnung

Leitort

Abrene lett. Abrene Tilsit
Alt-Schwanenburg lett. Gulbene Tilsit
Bauske lett. Bauska Tilsit
Birsen lit. Birzai (Birzi) Tilsit
Dünaburg lett. Daugavpils Eydtkau
Frauenburg (Kr. Gol¬ lett. Saldus Tilsit

dingen)
Georgenburg (Memel). lit. Jurbarkas Eydtkau

Zweigdienstpostamt
Schaken (Kr.Schaken)

MemelGoldingen lett. Kuldiga
^asenpoth lett. Ai?pute Memel
Janischken (Kr. Schau¬ lit. Joniskis Tilsit

ten) (Janischki)
Kauen lit. Kowno Eydtkau
Kedahnen lit. Kedainiai , Eydtkau
Kemmern (Kr. Riga), lett. Kemeri Tilsit

Zweigdienstpostamt
Majorenhof

Kibarten, Zweia'dienst- lit. Kybartai (Kibarty) Eydtkau
postamt Wilkowisch-
ken

Kreuzburg (Kr. Düna- lett. Krustpils Tilsit

Krottingen lit. Kretingale Memel
Lemsal (Kr. Wolmar) lett. Limbazi Tilsit
Libau lett. Liepaja Memel
Marienburg(Kr.WaM lett. Aluksne Tilsit
Majorenhof lett. Majori Tilsit

(Majorenhof)
Mariampol lit. Mariiampole Eydtkau
Minsk (Ostland) russ. Minsk Eydtkau
Mitau lett. Jelgawa Tilsit
Molodeczno poln. Molodeczno Eydtkau

(Weißrußland)
Moscheiken lit. Mazeikiai Memel

(Mnrawjewo)
Olita lit. Alytus Eydtkau
Ossersee lit. Zarasai Eydtkau
Polangen — Zweig¬ lit. Palanga Memel

postamt von Krot-
tingen —

EydtkauVonewesch lit. Vanevezys
Preekuln lett. Priekule Memel
Raseinen lit. Raseiniai Eydtkau

(Rossieny)
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Dienstpostamt
Frühere

Ortsbezeichnung
Leitort

Riga lett. Riga Tilsit
Rokischken lit. Rokiskis Eydtkau

>Rnknchki)
Rujen lett. Rujiena Tilsit
Rositten lOstland) lett. Rezekne Tilsit
Schaken (Kr. Schaken) lit. Sakiai (Schaki) Eydtkau
Schaulen lit. Siauliai Tilsit
Schwentschionys lit. Svencionys Eydtkau
Schwentschionellen lit. Sveneioneliai Eydtkau
Talsen lett. Talsi Tilsit
Tauroggen lit. Taurage Tilsit

Telsche' >it. Telsiai (Telschi) Memel
Tuckum lett. Tukumus Tilsit
Utena lit. Uciany Eydtkau
Walk est. Valcm Tilsit
Wenden lett. Tests Tilsit
Wilkomir lit. Wikomierz Eydtkau

Ukmerge
Wilna poln. Wilno Eydtkau
Wilkowischken lit. Vilkawiskis Eydtkau
Windau lett. Ventspils Tilsit
Wolmar lett. Valmiera Tilsit

L. Im Bezirk der Deutschen Dien st po st
Ukraine.

Dienstpostamt
Frühere

Ortsbezeichnung
Leitort

Brest-Litowsk Brest (Bug) (Brzesc
_

n. Vugiemj
Dubno Dubno Lemberg 2
Kamenez Podolsk Kamenez-Podolsk Lemberg 2
Kowel Kowel Lrest-

Litowsk

Luzk Luck Lemberg 2
Nowgorod-Wolynsk Nowograd-Wolynsk Lemberg 2

sZwiahek)
Pinsk «Pinsk Brest-

Litowsk

Proßkurow Proskurow Lemberg 2
Rowno (Wolhynien) Rowne Wolynskie Lemberg 2
Schitomir Shitomir Lemberg 2

(2) Diesen Dienstposten obliegt die Postversorgung

der in dem besetzten Ostraumgebiet tätigen Zivilbehör¬

den und Parteidienststellen nebst ihren reichsdeutschen

Angehörigen zwischen dem Reichspostgebiet (einschl.

Elsaß, Lothringen und Luxemburg) und

dem Ostraumgebiet. Diese Regelung gilt auch für die im

Ostraum befindlichen Dienststellen usw. der Pol.,

NSKK., NSFK., RAD., NSV., Organisation Todt,

Techn. Nothilfe, Deutsches Rotes Kreuz, NS.-Gemein-

schaft Kraft durch Freude und deren reichsdeutsche An¬

gehörige, soweit sie nicht zur Feldpostbenutzung zuge¬

lassen sind.

(3) Am Dienstpostverkehr mit dem Ostraum nehmen

auch die reichsdeutschen Behörden und Parteidienst¬

stellen einschl. ihrer reichsdeutschen Angehörigen im

Generalgouvernement, im Protektorat Böhmen und

Mähren sowie in den Niederlanden teil.

(4) Eine Zustellung der Sendungen durch die Dienst¬

postämter findet nicht statt. Auf jeder Sendung nach

dem Ostraumgebiet muß daher das Dienstpostamt an¬

gegeben werden, bei dem die Sendung abgeholt werden

soll. Die Einrichtung weiterer Dienstpostämter oder

neuer Dienstposten im Ostraum wird jeweils von Fall

zu Fall mitgeteilt werden.

(5) Zur Versendung mit der Deutschen Dienstpost

Ostland bzw. Ukraine sind in abgehender und ankom¬

mender Richtung vorerst nur zugelassen l

gewöhnliche und eingeschriebene Postkarten,

gewöhnliche und eingeschriebene Briefe bis 1999 g,

Drucksachen, Geschäftspapiere und Warenproben

bis 599 s, gewöhnliche Zeitungsdrucksachen bis

1999 A, im reinen Behördenverkehr auch Wertbriefe

mit einer Wertangabe bis 1MV

(6) Pakete, Päckchen und Postanweisungen sowie

das Verlangen einer Sonderbehandlung (Eilzustellung

usw.) sind zunächst nicht zugelassen- der Päckchen- und

Paketdienst soll in beschränktem Umfang so bald wie

möglich aufgenommen werden.

(7) Die Dienstpostsendungen sind nicht den Aus-

landsbriefprüfstellen zuzuführen.

(8) Alle Sendungen (einschl. der Dienstsendungen)

sind mit deutschen Postwertzeichen bzw. mit den Dienst¬

marken für Behörden oder für die NSDAP, nach den

Inlandsgebührensätzen freizumachen. Der Gebühren-

ablösungsvermerk „Frei durch Reich" ist nicht zu¬

lässig. Für nicht oder unzureichend freigemachte Sen¬

dungen werden die Nachgebühren nach denselben Grund¬

sätzen wie im deutschen Jnlandsverkehr berechnet und

erhoben.

(9) Alle mit der Deutschen Dienstpost zu befördernden

Sendungen müssen neben der Angabe des Dienstpost¬

amts auch den Leitort in der Anschrift tragen, z. B.

Schauten, Leitort Tilsit' ferner müssen sie äußerlich

unbedingt folgendermaßen gekennzeichnet werden!

1. Rot umrandeter Vermerk oberhalb der Aufschrift!

„Durch Deutsche Dienstpost Ostland" bzw. „Durch

Deutsche Dienstpost Ukraine".

2. über die ganze Aufschriftseite reichendes liegendes

blaues Kreuz.

(19) Der allgemeine Postdienst für die Zivilbevöl¬

kerung wird im besetzten Ostraum vorerst nicht aufge¬
nommen.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden
und Gemeindeverbände. — RMBliV. S. 1820.

, — BaVVl. S. 989.

-) Vgl. RMBliV. 1941 S. 1698. ILM. 1764, BaVBl.
S. 887, 889, 9S9.

Angelegenheitender kommunalen Selbstverwaltung.
Anlage.Sozialausgleichsabgabe der Polen und Zuden.

NdErl. d. NMdJ. v.». 1». 1941 — V 8t 1376/41-563».

Nachstehenden RdErl. des NF-M. v. 29. 9.1941 mit

Beziehung auf den NdErl. v. 19. 9. 1941 (RMBliV.

S. 1653)") zur Kenntnis und Beachtung.

An die Gemeinden und Eemeindeaufsichtsbehörde».
- RMBliV. S. 1788.

— BaVBl. S. 981.

-) Vgl. VaVBl. S. 896a.

Der Ncichsminister der Finanzen
8 2921 220 III.

Verlin, den 29. 9.1941.

. Einleitung.

(1) Polnische und jüdische Steuerpflichtige werden un¬
abhängig von ihrer einkommenstenerrech'tlichen Sonder-
behandluna Abschn. 5 meines Erl. v. 19. 2.1949 — 8 2iM-?o>
22 III (NStVl. S. 265) und 5 32 Abs. 6 EStE.") gemäß
durch die Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe zusätz -
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l i ch belastet. Hinweis auf die VO. über die Erhebung einer
Sozialausgleichsabgabe v, 5, 8. 1949 (RGBl. I S. 1077;
RStVl. S. 729), die Erste VO. zur Durchs, der VO. über die
Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe v. 19. 8. 1949
(RGBl. l S. 1994! RStVl.'S. 737, nachstehend abgekürzt

Erste Durchf.-VO.) und ans die Zweite VO. zur Durchs, der
VO. über die Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe v.
24. 12.1949 (RGBl. I S. IM»! RStVl. S. 1965. nachstehend
abgekürzt Zweite Durchf.-VO.).

(2) Die Sozialausgleichsabgabe stellt eine Erhöhung
der E i n k o m m e n st e u e r (Lohnsteuer) der Polen und
der Juden dar. Sie ist bei der Ermittlung des Einkommens

(des Arbeitslohns bei der Lohnsteuer) nicht abzugsfähig
Hinweis auf H 12 Ziff: 3 EStE. Die Vorschriften über die
Erhebung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) gelten auch für
die um die Sozialausgleichsabgabe erhöhte Einkommen¬
steuer (Lohnsteuer).

(I) Dieser Erl. kann von den Steuerpflichtigen, Ver¬
bä nden usw. bei der Reichsdruckerei (Verlagsabt.) inBer -
l in SW 98, Alte Jakobstr. 199, käuflich erworben werden.
Bei der Bestellung erforderliche Angaben' Erl. des RFM. v.
29. 9. 1941 — 8 2921-229 III, verkäufliche Nr. 1151.

v. Personentreis.

I. Polnische Steuerpflichtige.

a) Allgemeines.

(1) 8 1 der Ersten Durchf.-VO. gemäß sind als Polen die
bisherigen polnischen Staatsangehörigen anzusehen, wenn
sie nicht durch eine Bescheinigung der zuständigen Verw.-
Vehörde oder in anderer Weise nachweisen, daß sie nicht
polnischen Volkstums sind. Polen sind auch diejenigen bis¬
herigen Danziger Staatsangehörigen, die dem polnischen
Volkstum angehören. Als bisherige polnische Staatsange¬

hörige und als bisherige Danziger Staatsangehörige im
Sinn der Sätze 1 und 2 gelten auch diejenigen bisherigen
polnischen und Danziger Staatsangehörigen, die n ach dem
1. 9. 1939 eine sremde (nichtdeutsche) Staatsangehörigkeit
erworben haben. Wegen der Befreiung landwirt¬
schaftlicher Arbeitnehmer Hinweis auf K 2 der
Ersten Durchf.-VO.

(2) Der Nachweis für die nicht polnische Volkszugehörig¬
keit (Hinweis auf Abs. 1 Sätze 1 und 3) kann geführt werden'

1. bei ehemals polnischen Staatsangehörigen, dieindie
Deutsche Volksliste (Abt. 1 bis 4) eingetra¬
gen sind, durch den Ausweisder zuständigen Zweig¬

stelle der D e u t s ch e n V o l k s l i st e. Hinweis auf die
VO. über die Deutsche Volksliste und die deutsche Staats¬
angehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten v. 4. 3.
1941 (RGBl. I S. 118; RStVl. S. 213)!

2. bei ehemals polnischen Staatsangehörigen, die noch
nichtindieDeutscheVolkslisteeingetra-
gen sind oder die s ü r e i n e A u s n a h m e in die
Deutsche Volksliste nicht in Betracht
kommen,

5>) durch eine Bescheinigung über die deut¬
sche Volkszugehörigkeit, die von der zur

Erteilung von Staatsangehörigkeitsausweisen und
Heimatscheinen berufenen Behörde (z. B. in Preußen
vom Reg.-Präs.) ausgestellt ist. Hinweis anf den Erl.
des RMdJ. v. 22. 9. 1939 — I s 5393/39-5999s

(RMBliV. S. 1337)^) in Verbindung mit dem Erl.
des RMdJ. v. 15. 4. 1939 — I s 5239/39-5999

(RMVliV. S. 888):
>>) durch eine Bescheinigung der unteren Verw.-

Vehörde (Landrat, Pol.-Präs., Oberbürgermeister)
ii berdi eNichtzu gehörig keitzu m pol¬
nisch e n V o l k s t n m. Hinweis auf meinen Erl. v.
3. 12. 1949 — 8 2921-57 III (RStVl. S. 993), durch
den ich den Erl. des RMdJ. v. 14. 11. 1949 — I«
5594 VIII/49-5999 Ost-) bekanntgegeben habe;

> > im Reg.-Bez. L i tz m a n n st a d t durch eine
D e u t s ch st ä m m i g k e i t s b e s ch e i n i g n n g der
Deutschen Volksliste;

<>) bei den deutschen Volkszugehörigen aus dem G e n e-
r a l g o u v e r n e m e n t durch eine Kennkarte,
die von dem zuständigen Kreishauptmann im E e -
n e r a l g o u v e r n e m e n t ausgestellt ist.

(3> Die Eintragung in die Deutsche Volksliste (Hinweis
auf Ziss. 1) oder die Ausstellung einer Bescheinigung, die
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für die Befreiung von der Sozialausgleichsabgabe in Be¬
tracht kommt (Hinweis aus Ziff. 2), hat keine stener -
l i ch e R ii ck w i r k u n g. Die Befreiung von der Sozialaus¬
gleichsabgabe gilt erstmalig

a) bei der V e r a n l a g u n g zur Einkommensteuer ab
dem Beginn des Kalendermonats,

I>) beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ab
dem B eginn des Lohnzahlnngszeitraums, in den der
Tag der Ausnahme in die Deutsche Volksliste (Hin¬
weis auf Ziff. 1) oder der Tag der Ausstellung der
unter Ziff. 2 bezeichneten Bescheinigung fällt.

>>) Ausnahmen von der persönli ch e n
S t e u e r p f l i ch t.

Es gibt polnische Volkszugehörige ehemals polnischer
oder Danziger Staatsangehörigkeit, deren Befreiung von
der Sozialausgleichsabgabe aus v o l k s t u in s p o l i t i -
schen oder arbeitspolitischen Gründen geboten
ist. Ich bestimme deshalb im Einvernehmen mit dem RMdJ.
nnd dem RAM. das Folgende-

1. (1) Diejenigen ehemals polnischen oder Danziger
Staatsangehörigen fremder Volkszugehörigkeit, die auf
Grund von Richtlinien des RF^, Reichskommissars für die
Festigung deutschen Volkstums, besondersbezeichnet
werden, erwerben K 6 Abs. 2 der im Unterabschn.n Ziff. 1 be¬
zeichneten VO. v. 4. 3. 1941 gemäß durch Einbürgerung die
deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf. Diese „e i n -
dentschungsfähigen Polen" sollen grundsätzlich
wie Inländer behandelt werden. Sie unterliegen deshalb
n i ch t der Sozialausgleichsabgabe.

(2) Die eindeutschungsfühigen Polen sind im Besitz von
Fremdenpässen, die vom Pol .-Präs. in Litzin an nstadt
ausgestellt sind und die den Vermerk „Staatsangehörigkeit
ungeklärt (deutsch?)" tragen.

2. (1) Die ehemals polnischen oder Danziger Staatsange¬
hörigen nichtdeutscher Abstanimiing, die in völkischer
M i s ch e h e m i t e i n e m d e u t s ch e n V o l k s z u g e h ö -
rigen leben, in der sich der deutsche Teil durchgesetzt hat,
werden in die Abt. 3 der Deutschen Volksliste eingetragen
Diese Personen sind ab dem Zeitpunkt ihrer Eintragung in
die Deutsche Volksliste sozialausgleichsabgabesrei. Hinweis
anf Unterabschn. n Ziff. 1.

(2) Ich habe mich durch meinen nicht veröffentl. Erl. v.
18. 4.1941 — K 2921-149 III — damit einverstanden erklärt,
daß von den ehemals polnischen Staatsangehörigen polni¬
scher Volkszugehörigkeit, die im r h e i n i s ch - w e st s ä l i -
s ch e n I n d u st r i e g e b i e t seßhaft sind und deren Frauen
oder Kinder die deutsche Volkszugehörigkeit besitzen, die
Sozialausgleichsabgabe bis auf weiteres nicht erhoben wird.
Das gilt auch weiterhin.

(3) Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, daß die
Sozialausgleichsabgabe von allen ehemals polnischen
Staatsangehörigen polnischer Volkszugehörigkeit, die im
Reichsgebiet (mit Ausnahme d'e rein geglieder¬
ten O st gebiete und des Protektorats Böhmen
undMähren) seßhaft sind und deren Frauen oder Kinder
die deutsche Volkszugehörigkeit besitzen, bis auf weite¬
res nicht erhoben wird. Wird im Einzelfall die Eintragung
in die Abt. 3 der Deutschen Volksliste oder nach Eintragung
in die Deutsche Volksliste die Einbürgerung dieser Personen
a b g e l eh n t, so ist die Sozialausgleichsabgabe vonder
näch st enLoh n zahlung ab wieder zu erheben.

3. (1) Die ehemals polnischen Staatsangehörigen polni¬
scher Volkszugehörigkeit, die im R u h r b e r g b a u oder
im Aachener Steinkohlenbergbau beschäftigt
sind, sind meinem nicht veröffentl. Erl. v. 24. 9. 1949 —
8 2922-2 III — gemäß vorläufig von der Sozialausgleichs¬
abgabe befreit, wenn sie ihren Wohnsitz (gewöhnlichen Auf¬
enthalt) vor dem 1.19. 1939 im damaligen Gebiet des Deut¬
schen Reichs (mit Ausnahme des Protektorats Böh -
menund M ähren) begründet haben. Voraussetzung ist,
daß bei dem einzelnen Steuerpflichtigen das Verfahren zur
Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß dem
Erl. des RMdJ. v. 25. 11. 1939 — I o 5591/39-5999 Os«

(RMBliV. S. 2385), das inzwischen durch das Verfahren
nach der im Unterabschn. a Ziff. 1 bezeichneten VO. v. 4. 3.
1941 ersetzt worden ist, eingeleitet worden ist. Wird die Ein¬
tragung dieser Personen in die Deutsche Volksliste oder nach
Eintragung in die Deutsche Volksliste ihre Einbürgerung
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^ abgelehnt, so ist die Sozialausgleichsabgabe von der
nächsten Lohnzahlung ab wieder zu erheben.

(2) Die Befreiung von der Sozialausgleichsabgabepflicht
hat ihre» Grund in den besonderen Verhältnissen des
Ruhrbergbaus und des Aachener Steinkohlenbergbaus. Es
besteht keine Veranlassung, diese Ausnahmeregelung auszu¬
dehnen.

4. (1) Diejenigen ehemals polnischen Staatsangehörigen
polnischer Volkszugehörigkeit, die im Ruhrbergbau oder'im
Aachener Steinkohlenbergbau beschäftigt sind, sind meinem
in Ziff. 3 bezeichneten Erl. v. 24. 9. 1949 gemäß vorläufig
von der Sozialausgleichsabgabe befreit, wenn sie aus den
b e s e tz t e n W e st g e b i e t e n (F r a n k r e i ch, L u x e m -
bürg, Belgien und Holland) durch die Ar¬
beitsei nsatzverwaltung vermittelt worden
sind. Das gilt auch weiterhin.

(2) Polnische Arbeitnehmer, die aus den besetzten West¬
gebieten vermittelt sind und die nicht im Ruhrbergbau
oder im Aachener Steinkohlenbergbau beschäftigt sind, sind
sozialausgleichsabgabe p f l i ch t i g. Eine Befreiung dieser
polnischen Arbeitnehmer von der Sozialausgleichsabgabe
kommt nicht in Betracht.

II. Jüdische Steuerpflichtige.

(1) I u d e ist 8 5 der Ersten VO. zum Reichsbürgerges. v.
14. 11. 1985 (RGBl. I S. 1333) gemäß, wer von mindestens
drei der Ra^sse nach volljüdischen Großeltern abstammt. Als
volljiidisch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er
der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört hat. Als Jude
gilt auch der von zwei volljüdischen Großeltern abstam¬
mende staatsangehörige jüdische Mischling,

1. der am Iii. 9. 1935 der jüdischen Religionsgemeinschaft
angehört hat oder danach in sie aufgenommen wird,

2. der am 16. 9. 1935 mit einem Juden verheiratet war
oder sich danach mit einem solchen verheiratet,

3. der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinn der Sätze 1
und 2 stammt, die »ach dem 17. 9.193» geschlossen ist,

4. der a»s dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden
im Sinne der Sätze 1 und 2 stammt und nach dem 31. 7.
1936 außerehelich geboren wird.

(2) Es ist für die Sozialausgleichsabgabepflicht einer¬
lei, ob der Jude die deutsche Staatsangehörig¬
keit oder eine ausländische Staatsangehörigkeit
besitzt oder ob er staatenlos ist.

(3) Jude», die mit einen? Nichtjude» verheiratet sind, sind
sozialausgleichsabgabepflichtig

>'>) bei der Veranlagung zur Einkommensteuer,
we»n die Ehegatten zusammen zu veran¬
lagen sind und der Ehe m ann der Jude ist,

>>) bcvl Steuerabzug vom iA r b e i ts l o!h u,
wenn der jüdische Ehegatte Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit bezieht.

Beispiele.

V Ein Jude ist mit einer arischen Frau verheiratet.
Kinder sind aus der Ehe nicht hervorgegangen
Die Ehegatten leben nicht dauernd voneinander
getrennt. Der Ehemann hat keine Einkünfte.
Die Ehefrau bezieht Einkünfte aus Kapitalver¬
mögen, die dem Steuerabzug vom Kapitalertrag
nicht unterliegen.

Die Eheleute find zusammen zur Einkommen¬
steuer zu veranlagen Die Einkommensteuer, die
sich aus Sp. 3 der Einkommensteuertabelle ergibt,
ist nm die Sozialausgleichsabgabe zu erhöhen,
weil der Ehemann Jude ist. Es ist einerlei, daß
das Einkommen der Ehegatten ausschließlich aus
Einkünften der arischen Ehefrau besteht.

Ii. Ein J^ide ist mit einer arischen Frau verheiratet.
Er bezieht Einkünfte aus nichtselbständiger Ar¬
beit. Er ist deshalb sozialausgleichsabgabepflich-
tig.

Bezieht auch die arische Frau des Juden Ein¬
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, so ist die
Ehefrau nicht fozialausgleichsabgabepflichtig.

(4> Juden, die K 32 Abs. 6 EStG. (8 39 Abs. 6 EStG.»
gemäß in die S t e u e r g r u p p e III oder in die S t e u e r-
gruppe IV sallen, sind von der Sozialausgleichsabgabe
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befreit. Hinweis auf meinen Erl. v. 15. 9.1941 — 8 2921-291
>ll (RStBl. S. 681).

III. Beschränkt steuerpflichtige Polen und Inden.

Ich bin damit einverstanden, daß die Sozialausgleichs-
labgabe von beschränkt steuerpflichtigen Poilen und
Juden nicht erhoben wird. Hinweis auf meinen Erl. v.
30. 1. 1941 — 8 2921'86 III (RStBl. S. 89).

(?. Anwendung der Lohnsteuertabellen für polnische und

jüdische Arbeitnehmer.

(1> Es sind durch die Herausgabe neuer Lohnsteuer¬
tabellen zum 1. 19. 1941 (Hinweis auf ineinen Erl. v. 26. 8.
1941 — 8 2225-374 III, RStBl. S. 617) neue Lohnsteuer¬
tabellen für polnische und jüdische Arbeitnehmer erforder¬
lich geworden. Ich übersende hiermit Lohnsteuertabellen für
monatliche, wöchentliche, tägliche und vierstündliche Lohn¬
zahlungen/') Diese Lohnsteuertabellen enthalten dieLoh n-
steuer polnischer und jüdischer Steuer¬
pflichtiger einschl. der Sozialausgleichs¬
abgabe.

(2) Die Lohnsteuer für jüdische Arbeitnehmer, die
sozialausgleichsabgabepflichtig sind (Hinweis auf Haupt-
abfchn. IZ Abschn. II) bemißt sich ohne Rücksicht auf den
Familienstand des Arbeitnehmers stets nach Sp. 3 der
Lohnsteuertabelle.

(3) Die Lohnsteuer für diejenigen polnischen
Arbeitnehmer in den eingegliederten Ost¬
gebieten, die nicht in die Steuergruppe I fallen, bemißt
sich ohne Rücksicht auf den Familienstand des Arbeitnehmers
stets nach Sp. 4 der Lohnsteuertabcllc.

(4) Die Sozialausgleichsabgabe ist in den einzelnen
Stufen der Lohnsteuertabellen (Sp. 2) nach der unteren
Stufengrenze errechnet. Der Freibetrag (8 4 Abs. 1 der
Ersten Durchf.-VO.) ist dabei berücksichtigt.

(5) Die Sozialausgleichsabgabe ist bei Steuerpflichti¬
ge». deren Arbeitslohn die in den beigefügten Lohnsteuer¬
tabellen") enthaltene» Lohustufe» übersteigt, beso »-
ders zu errechnen. Es ist dabei auch in diesen Fällen
von der unteren Stufengrenze in der Sp. 2 der jeweili¬
gen Lohnsteuertabelle auszugehen.

Beispiele.

V. Ein lediger polnischer Arbeiitnehmer, der seinen
Wohnsitz in den eingegliederten Ostgebiete» hat u»d
deshalb dem Krieg'szuschlag zur Einkommensteuer
nicht unterliegt, bezieht ein Monatsgehalt von
289 Dieser Arbeitslohn ist in die Lohnstufe lau¬
fende Nr. 93 (Arbeitslohn von mehr als 279,59
bis 289,89 ^/5) der Lohnstenertabelle für monatliche
Lohnzahlung einzuordnen. Es ist für die Errechnung
der Sozialausgleichsabgabe von der unteren Stufen-
grenze (279,59 ^T.F) auszugehen. Der Betrag von
279,59 ist um den Freibetrag von 39 zu
kürzen. Die Sozialausgleichsabgabe beträgt 15 v. H.
des verbleibende» Betrags (249,59 ^T^) — 36,97
Die tabelleilmäßige Lohnsteuer des Steuerpflichtige»,
der in die Steuergruppe I fällt, erhöht sich von 34
um die Sozialausgleichsabgabe von 36,97 -A.// auf
79,97

I?. Hätte der ledige polnische Arbeitnehmer im Bei¬
spiel .-V seinen Wohnsitz nicht in den eiiigcgliederten
Ostgebieten, sondern z. B. i» der Stadt Berlin, so
würde er auch dem Kricgszuschlag zur Einkommen¬
steuer unterliegen. Die von diesem Arbeitnehmer zu
entrichtende Lohnsteuer einschließlich des Kriegszu¬
schlags zur Lohnsteuer und der Sozialausgleichsabgabe
würde in diesem Fall (41,69 .L?.// 4- 36,97 . >
77,67 betragen.

An die Oberfinanzpräs, (außer Prag).

') Vgl. RGBl. 1939 I S. 297.

-) Vgl. RMBliV. 1949 S. 2111, BaVBl. S. 1311.

") Hier nicht mit abgedruckt.

^) Vgl. VaVVl. 1939 S. 745.
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Polizeiverwaltung,
Aufgaben öer Polizei»

Erteilung von Wandergewerbescheinen und Stadt¬

hausierscheinen für den Handel mit landwirtschaftlichen

Erzeugnissen.

RdErl. d. RWiM. v. 27. 9. 1941 — III k 29K9/41 —.

Personen, die den Handel mit landwirtschaftlichen

Erzeugnissen im Umherziehen betreiben, benötigen, so¬

weit nicht die Ausnahmefälle des § 59 GewO. vorliegen,

einen Wandergewerbeschein bzw. einen Stadthausier¬

schein, der von der unteren Verwaltungsbehörde aus¬

gestellt wird. Außerdem müssen diese Händler für den

Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeug¬

nissen von dem z u st ä n d i g e n W i r t s ch a f t s v e r -

band zugelassen sein. Diese Zulassung seitens der

Reichsnährstandsstellen dürfte regelmäßig notwendig

sein. Da die beiden Verfahren voneinander unabhängig

und nebeneinander laufen, ist es wiederholt vorgekom¬

men, daß der Wandergewerbeschein bzw. Stadthausier¬

schein erteilt, die Zulassung des zuständigen Wirtschafts¬

verbandes hingegen versagt worden ist. Wäre der Ge¬

werbetreibende bei Stellung seines Antrages auf Er¬

teilung des Wandergewerbescheins bzw. des Stadt¬

hausierscheins über die Rechtslage unterrichtet worden,

so würde er zunächst die Zulassung bei dem zuständigen

Wirtschaftsverband beantragt haben. Ich ersuche daher

im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsmimster für

Ernährung und Landwirtschaft, den für die Erteilung

von Wandergewerbescheinen und Stadthausierscheinen

zuständigen Behörden folgende Anweisung zu geben!

Bei der Entgegennahme von Anträgen auf Ertei¬

lung eines Wandergewerbescheins bzw. Stadthausier¬

scheins für den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeug¬

nissen sind die Antragsteller ausdrücklich darauf hinzu¬

weisen, daß das gewerbliche Ausweispapier bei dem

Handel mit den meisten landwirtschaftlichen Erzeug¬

nissen nicht genügt, daß vielmehr darüber hinaus noch

eine Zulassung seitens des zuständigen Wirtschaftsver¬

bandes erforderlich ist, die zweckmäßig zunächst einge¬

holt wird.

In den Reichsgauen der'Ostmark, im Sudetengau

und den eingegliederten Ostgebieten ist sinngemäß zu

verfahren.
— RWMVl. S. 317.

- RdErl. d. MdJ. v. 28. 10. 1941 Nr. »1 881 Norm. VN.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirck-
toren.

- VaVBl. S. 987.

Marktregelnde Anweisung des Leiters der Wirtschafts¬

gruppe Gaststätten- und Veherbergnngsgewerbe über

den Ausschank bzw. die Abgabe von alkoholischen Ge¬

tränken in Baukantinen und baukantinenähnlichen

Betrieben.

Erl. d. NWiM. v. 1.10. 1941 — 8 ZV 555/41 —.

Unter Gewährung einer Ausnahme von dem Ver¬

bo t marktregelnder Anordnungen ermächtige ich Sie

hiermit, an die Mitglieder Ihrer Fachabteilung Ge-

meinschaftsverpfteger für den Ausschank bzw. die Ab¬

gabe von alkoholischen Getränken in Vaukantinen und

baukantinenähnlichen Betrieben folgende Anweisung

zu erlassen'

Marktregelnde Anweisung des Leiters

derWirtschaftsgruppeGaststätten-und

Beherbergungsgewerbe.

Mit Zustimmung des Herrn Reichswirtschaftsmini¬

sters wird für die Mitglieder der Wirtschaftsgruppe

Gaststätten- und Veherbergungsgewerbe — Fachabtei¬

lung Gemeinschaftsverpfleger —, soweit sie Vaukanti¬

nen führen, folgendes angeordnet!

1. In Vaukantinen oder baukantinenähnlichen Be¬

trieben ist nur der Ausschank oder die Abgabe von

Bier und alkoholfreien Getränken, und zwar nur

an die auf der Baustelle beschäftigten Gefolgschafts-

mitglieder gestattet.

2. Bier darf nur ausgeschenkt bzw. abgegeben werden

s.) in den Arbeitspausen,

k) vom Ende der Arbeitszeit bis eine halbe Stunde

nach Schluß der Arbeitszeit.

Diese zulässigen Zeiten müssen durch einen vom.

Bauleiter unterschriebenen Aushang erkennbar ge¬

macht werden.

Der Ausschank bzw. die Abgabe darf nur zum

Verzehr an Ort und Stelle und in einem den nor¬

malen Bedarf nicht übersteigenden und insbeson¬

dere die Arbeitsfähigkeit der Gefolgschaftsmitglie-

der nicht beeinträchtigenden Maße erfolgen.

3. Zuwiderhandlungen werden von dem Leiter der

Wirtschaftsgruppe Gaststätten- undBeherbergungs-

gewerbe auf Grund von Z 17 der Ersten Durchfüh¬

rungsverordnung zum Gesetz zur Vorbereitung des

organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft mit

Ordnungsstrafen bis zu Ivvll geahndet.

4. Die Anordnung tritt am 15. Oktober 1941 in Kraft.
An den Leiter der Wirtschaf'sgruppe Gaststätten- und Be-

kerbergungsgewerbe, Verlin W 62. Lühowplatz 11, auf das
Schreiben vom 25. August 1941 — <ZVg1S/41.

— RWMBl. 1941 S. 31k.
— RdErl. d. MdJ. v. 28. 10. 1941 Nr. 91 880 Norm VII.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬
toren. — VaVBl. S. 988.

Staatsangehörigkeit, paß- unö Zremöenpolizei.
Regelung von Staatsangehörigleitsfragcn

gegenüber dem Protektorat Böhmen und Mähren.

NdErl. d. SZMdJ. v. 15. 19. 1941

— Iv 512V VI/41-5V00 I»l.

(1) Die im Zusammenhang mit der Auflösung der

Tschecho-Slowakei getroffene Regelung der Staats¬

angehörigkeitsverhältnisse der früheren tschecho-slowa-

kischen Staatsangehörigen, die teils durch zwischen¬

staatliche Vereinbarungen teils durch innerstaatliche

Vorschriften der Nachfolgestaaten durchgeführt worden

ist, hat auf einzelnen Gebieten zu Unstimmigkeiten ge¬

führt, welche durch die am 1. 7. 1941 in Kraft getretene
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VO. zur Regelung von Staatsangehörigkeitsfragen

gegenüber dem Protektorat Böhmen und Mähren v.

6, 6. 1941 (RGBl. I S. 808) ausgeräumt werden, so¬

weit sie das Verhältnis der deutschen Staatsangehörig¬

keit zur Protektoratsangehörigkeit betreffen.

(2) Soweit deutscherseits bei der Regelung der

Staatsangehörigkeitsverhältnisse der ehemaligen

tschecho-slowakischen Staatsangehörigen mitgewirkt

wurde, ist dabei u, a. das Ziel verfolgt worden, grund¬

sätzlich keinen deutschen Volkszugehörigen zum Protek¬

toratsangehörigen werden zu lassen' eine Ausnahme

von diesem Grundsatz war in der Hauptsache nur für die

in völkischer Mischehe lebenden Ehefrauen deutscher

Volkszugehörigkeit vorgesehen. Das deutscherseits er¬

strebte Ziel war bisher insbesondere deshalb nicht voll¬

kommen erreicht worden, weil sich die Gesetzgebungen

der verschiedenen beteiligten Länder nicht in allen

Punkten ergänzten. Durch H 1 Abs. 1 der VO. ist nun¬

mehr bestimmt worden, daß kein deutscher Volkszuge¬

höriger Protektoratsangehöriger sein kann. Diese Re¬

gelung ändert nichts an dem Zustand, daß nach Z 3 der

VO. v. 20. 4.1939 (RGBl. I S. 815) die im Protektorat

wohnhaften deutschen Staatsangehörigen auch weiter¬

hin die Rechte der Protektoratsangehörigen besitzen.

(3) Die Protektoratsangehörigkeit hatten nach den

bisher maßgebenden Bestimmungen insbesondere fol¬

gende Gruppen deutscher Volkszugehöriger erlangt!

a,) Ehefrauen deutscher Volkszugehörigkeit, die am

16. 3. 1939 mit einem Protektoratsangehörigen

verheiratet waren oder sich seitdem —- bis zum

30. 6.1941 einschl. — mit einem Protektoratsange¬

hörigen verheiratet haben;

b) aus einer Ehe zwischen einer deutschen Volkszuge¬

hörigen und einem Protektoratsangehörigen stam¬

mende Kinder, die nach dem 16. 3. 1939 — bis zum

30. 6. 1941 einschl. — geboren sind;

c>) ehemalige tschecho-slowakische Staatsangehörige,

die am 16. 3.1939 das Heimatrecht in den ehemali¬

gen tschecho-slowakischen Ländern Böhmen oder

M ä h r e n/S ch l e s i e n besessen haben, an

diesem Tage aber ihren Wohnsitz in den an Un¬

garn gefallenen Gebieten der ehemaligen tschecho¬

slowakischen Länder Slowakei oder Kar¬

st a t o - U k r a i n e hatten, sofern sie die Voraus¬

setzungen für den Erwerb der ungarischen Staats¬

angehörigkeit nicht erfüllten;

ä) ehemalige tschecho-slowakische Staatsangehörige,

die am 16. 3.1939 das Heimatrecht in den ehemali¬

gen tschecho-slowakischen Ländern Böhmen oder

Mähren/Schlesien besessen haben, an diesem

Tage ihren Wohnsitz in den an die Slowakei

gefallenen Gebieten der ehemaligen tschecho-slowa¬

kischen Länder Slowakei oder Karpato-

Ukraine hatten, sofern sie die Voraussetzungen

für den Erwerb der slowakischen Staatsangehörig¬

keit nach der innerstaatlichen slowakischen Gesetz¬

gebung nicht erfüllten, die slowakische Staatsange¬

hörigkeit aber auch auf Grund des deutsch-slowaki¬

schen Vertrags v. 27. 12. I939>) (vgl. RdErl. v.

8. 7. 1940, RMBliV. S. 1479) nicht geltend ge¬

macht haben.

(4) Die Angehörigen der in Abs. 3 bezeichneten

Gruppen sind staatenlos geworden, soweit sich nicht aus

Abs. 5 und Abs. 10 ergibt, daß sie die deutsche Staats-
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angehörigkeit erlangt haben. Es besteht aber grundsätz¬

lich kein Anlaß, den Angehörigen dieser Gruppen die

deutsche Staatsangehörigkeit vorzuenthalten; sie sind

vielmehr auf Antrag in einem beschleunigten Verfah¬

ren einzubürgern; dabei ist von der Anstellung nicht

unbedingt notwendiger Ermittlungen abzusehen. Eine

Ausnahme von diesem Grundsatz muß allerdings für

diejenigen deutschen Volkszugehörigen gemacht werden,

für die ein Erwerb der ungarischen oder slowakischen

Staatsangehörigkeit in Frage kommj. Danach ergibt sich

folgendes!

a) Von den in Abs. 3 o genannten deutschen Volkszu¬

gehörigen mit Beziehungen zu Ungarn können

diejenigen eingebürgert werden, die die Voraus¬

setzungen für den Erwerb der ungarischen Staats¬

angehörigkeit auf Grund der inUngarn gelten¬

den Bestimmungen (ungarisch-tschecho-slowakischer

Vertrag v. 18. 2.1939, ung. Gesetzart. VI/1939 und

ung. VO. Nr. 3850/41) nicht erfüllt haben, weil sie

am 16. 3.1939 zwar ihren Wohnsitz, nicht aber such

das Heimatrecht in den anUngarngefallenen ehe¬

maligen tschecho-slowakischen Gebieten besessen

haben, sowie diejenigen, die beim Inkrafttreten

des Vertrags von T r i a n o n am 26. 7.1921 keine

ungarischen Staatsangehörigen waren,

d) Soweit es sich um den Erwerb der deutschen Staats¬

angehörigkeit durch die in Abs. 3cl bezeichneten

deutschen Volkszugehörigen handelt, die auf die

slowakische Staatsangehörigkeit Anspruch erheben

können, ist eine nähere Regelung in dem RdErl.

v. 4. 6. 1941 (RMBliV. S. 1039)') Abs. 6 und

Abs. 7 enthalten.

(5) Nach dem Staatsvertrag v. 20.11.1938 (RGBl. II

S. 895) und der VO. v. 20. 4. 1939 (RGBl. I S. 815)

hat eine Ehefrau, die die Voraussetzungen für den Er¬

werb der deutschen Staatsangehörigkeit (deutsche Volks¬

zugehörigkeit, Heimatrecht in B ö h m e n oder Mäh¬

ren/Schlesien am 10. 10. 1938) erfüllte, diese

gleichwohl nicht erworben, wenn ihr Ehemann sie nicht

erworben hat, d. h. regelmäßig, wenn sie in völkischer

Mischehe lebte (vgl. RdErl. v. 25. 5. 1939, RMBliV.

S. 1233)"). Solche Ehefrauen folgten vielmehr ihren

Ehemännern nach der VO. Nr. 19/1940 der Protekto¬

ratsregierung v. 11. 1. 1940 (vgl. RdErl. v. 7. 6. 1940,

RMBliV. S. 1117)^) im Erwerb der Protektoratsange¬

hörigkeit. Diese Ehefrauen sind mit Wirkung vom 1. 7.

1941 von Rechts wegen deutsche Staatsangehörige ge¬

worden, und zwar auch dann, wenn die Ehe an diesem

Tage nicht mehr bestanden hat (A 2 Abs. 1 der VO.).

Dies gilt nicht in den Fällen, in denen der Mann zu

einem der in Abs. 3 o und ä bezeichneten Personenkreise

gehört; in diesem Falle werden die Ehefrauen mit ihren

Männern staatenlos, können aber gegebenenfalls mit

diesen eingebürgert werden (vgl. Abs. 4).

(6) Die Ehefrauen, die die deutsche. Staatsange¬

hörigkeit mit Wirkung vom 1. 7. 1941 erlangt haben,

sind mittels des als Anl. abgedruckten Fragebogens zu

erfassen. Zuständig zur Ausgabe der Fragebogen, deren

Beschaffung den zuständigen Dienststellen überlassen

bleibt, ist die höhere Verw.-Behörde (im Protektorat

Böhmen und Mähren der Oberlandrat), in dessen Be¬

zirk die Ehefrau am 1. 7. 1941 ihren Wohnsitz hatte.

Fragebogen ^sind insbesondere den Ehefrauen zuzu¬

stellen, die schon früher einen Antrag auf Anerkennung
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als deutsche Volkszugehörige oder einen Einbürge¬
rungsantrag gestellt haben. Ein öffentlicher Aufruf zur
Meldung in den Tageszeitungen wird — abgesehen
vom Protektorat Böhmen und Mähren — nur
im Sudetengau und in den Reichsgauen Wien
und Niederdonau in Frage kommen. Im übrigen
gelten für die Durchführung der Erfassung die NdErl.
v. 27. 7. 1939 (RMBliV. S. 1585) und 3. 4. 1941
(RMBliV. S. 605) entsprechend. Ist die Protektorats¬
angehörigkeit des Ehemannes zweifelhaft, so hat die
Staatsangehörigkeitsbehörde außerhalb des Protekto¬
rats Böhmen und Mähren hierüber den zustän¬
digen Oberlandrat zu hören, dessen Feststellung maß¬
gebend ist. Wegen der Erfassung der am 1. 7. 1941 im
Ausland wohnhaften Ehefrauen wird das Auswärtige
Amt das Erforderliche veranlassen.

(7) Frauen deutscher Volkszugehörigkeit, die seit
dem 1.7.1941 eine völkische Mischehe mit einem Protek¬
toratsangehörigen geschlossen haben oder schließen, ver¬
lieren grundsätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit
nicht. Ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit
tritt nur dann ein, wenn die höhere Verw.-Behörde
(der Oberlandrat) vor der Eheschließung eine gegen¬
teilige Entscheidung trifft (K 2 Abs. 2 der VO.); in
diesem Fall wird die deutscheVolkszugehörigestaatenlos.

(8) Die höhere Verw.-Behörde (der Öberlandrat)
wird bereits heute mit jedem Fall befaßt, in dem eine
deutsche Staatsangehörige mit einem Protektorats¬
angehörigen eine Ehe eingehen will; denn sie muß ent¬
weder das von einer Protektoratsbehörde ausgestellte
Ehefähigkeitszeugnis bestätigen oder aber die Geneh¬
migung zur Ausstellung eines deutschen Ehefähigkeits¬
zeugnises erteilen. Die Entscheidung, daß mit der Ehe¬
schließung der Verlust der deutschen Staatsangehörig¬
keit verbunden ist, ist gleichzeitig mit der das Ehefähig¬
keitszeugnis betreffenden Entscheidung zu treffen. Die
höhere Verw.-Behörde (der Oberlandrat) stellt in
diesem Falle eine Bescheinigung folgenden Inhalts aus.'

„Frau , geboren
(Vorname, Name und Gebnrtsname)

am in hat

durch die Eheschließung mit dem Protektoratsangehörigen

(Vorname, Name)

die deutsche Staatsangehörigkeit verloren."

Diese Bescheinigung hat der Standesbeamte nach der
Eheschließung der Ehefrau auszuhändigen. Von dem
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit hat er der
für den Wohnsitz der Eheleute zuständigen Meldepol.-
Behörde, im Protektorat Böhmen und Mähren auch der
Heimatgemeinde des Ehemannes, Mitteilung zu
machen.

(9) Aus einer Ehe zwischen einer deutschen Volks¬
zugehörigen und einem Protektoratsangehörigen stam¬
mende Kinder, die seit dem 1. 7. 1941 geboren worden
sind oder geboren werden, erlangen durch die Geburt
die deutsche Staatsangehörigkeit (Z 3 Abs. 1 Satz 1 der
VO.). Dies ist auch dann der Fall, wenn die Mutter
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, sondern
staatenlos oder fremde Staatsangehörige ist. Eine Aus¬
nahme ist indes für den Fall gemacht worden, daß die
Mutter nach der Entscheidung der höheren Verw.-Be¬
hörde (des Oberlandrats) durch die Eheschließung mit
einem Protektoratsangehörigen die deutsche Staats¬
angehörigkeit verloren hat (K 3 Abs. 2 Satz 2 der VO.).
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In diesem Falle erlangen die Kinder nicht die oeutsche
Staatsangehörigkeit, sondern nach ihrem Vater die
Protektoratsangehörigkeit.

(19) Bei Kindern aus der Ehe zwischen einer deut¬
schen Volkszugehörigen und einem Protektoratsange¬
hörigen, die bis zum 16. 3. 1939 geboren worden sind,
war die Volkszugehörigkeit unabhängig von der Ein¬
ordnung ihrer Eltern zu prüfen (vgl. NdErl. v. 25. 5.
1939, RMBliV. S. 1233,') Nr. 25 und Nr. 12). Kinder
aus einer solchen Mischehe, die nach diesem Zeitpunkt ^
— bis zum 39. 6.1941 einschl. — geboren worden sind,
erlangten dagegen stets nach ihrem Vater die Protek¬
toratsangehörigkeit, auch wenn die Voraussetzungen für
die Anerkennung als deutscher Volkszugehöriger im
Einzelfall gegeben waren. Diesem unbefriedigenden
Ergebnis wird durch Z 3 Abs. 2 der VO. abgeholfen.
Darin ist bestimmt, daß diese Kinder grundsätzlich die
deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben, und zwar
vom Zeitpunkt ihrer Geburt an (§ 3 Abs. 2 Satz 1 der
VO.). Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist jedoch
für den Fall gemacht worden, daß die aus der Ehe stam¬
menden Kinder, die bis zum 16. 3 1939 geboren worden
sind, nicht als deutsche Volkszugehörige eingeordnet
worden sind und demgemäß auch die deutsche
Staatsangehörigkeit nicht erworben haben (8 3 Abs. 2
Satz 2 der VO.); in diesem Falle behalten auch die nach
dem 16. 3. 1939 geborenen Kinder die Protektorats¬
angehörigkeit. Sind nur einzelne Kinder nicht als
deutsche Volkszugehörige anerkannt worden, andere
aber doch, so haben auch die nach dem 16.3.1939 gebore¬
nen Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit erlangt.

(11) Ein uneheliches Kind deutscher Volkszugehörig¬
keit, das aus der Verbindung einer deutschen Staats¬
angehörigen mit einem Protektoratsangehörigen her¬
vorgegangen ist, verlor bisher seine deutsche Staats¬
angehörigkeit bei der Legitimation durch seinen Protek¬
toratsangehörigen Vater. Ein solcher Verlust der deut¬
schen Staatsangehörigkeit tritt bei einer seit dem 1. 7.
1941 durchgeführten Legitimation grundsätzlich nicht
mehr ein; eine Ausnahme gilt nur für den Fall, daß
die höhere Verw.-Behörde (der Oberlandrat) vor der
Ehelichkeitserklärung oder der Eheschließung der Eltern
eine gegenteilige Entscheidung trifft (H 4 der VO.).
Wird eine solche Entscheidung getroffen, so wird das
Kind staatenlos. Zu beachten ist, daß der Verlust der
deutschen Staatsangehörigkeit nur bei Kindern deut¬
scher Volkszugehörigkeit ausgeschlossen wird' das unehe¬
liche Kind einer deutschen Staatsangehörigen tschechi¬
scher Volkszugehörigkeit, das von einem Protektorats¬
angehörigen legitimiert wird, verliert daher z. B. seine
deutsche Staatsangehörigkeit und erwirbt die Protekto¬
ratsangehörigkeit.

(12) In den Fällen, in denen ein Kind auf Grund
der Entscheidung der höheren Verw.-Behörde (des
Oberlandrats) mit der Legitimation die deutsche
Staatsangehörigkeit verliert, hat die höhere Verw.-
Behörde (der Oberlandrat) eine Bescheinigung folgen¬
den Inhalts auszustellen'

„ , geboren am
(Vorname, Name)

in

hat auf Erund der Legitimation durch den Protektorats¬

angehörigen die
(Name, Vorname)

deutsche Staatsangehörigkeit verloren."
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Diese Bescheinigung ist demjenigen Standesbeamten zu

übersenden, der die Legitimation im Geburtenbuch zu

vermerken hat. Nach der Beischreibung eines ent¬

sprechenden Randvermerks hat der Standesbeamte die

Bescheinigung dem Vater zu übermitteln und der für

dessen Wohnsitz zuständigen Meldepol.-Vehörde Mit¬

teilung zu machen. Die Benachrichtigung der höheren

Verw.-Behörde durch die autonomen Behörden des

Protektorats Böhmen und Mähren von

der beabsichtigten Ehelichkeitserklärung von Kindern

deutscher Staatsangehörigkeit, deren Vater Protekto¬

ratsangehöriger ist, wird durch die Protektoratsregie-

rung angeordnet werden.

(13) Die Staatsangehörigkeit legitimierter Kinder,

die der Verbindung einer deutschen Frau mit einem

Protektoratsangehörigen entstammen, ist nur für die

seit dem 1. 7.1941 eingetretenen Legitimationsfälle ge¬

regelt. Von einer allgemeinen Regelung der Staats¬

angehörigkeit in den früher liegenden Legitimations¬

fällen ist dagegen abgesehen worden, da die Verhältnisse

zu verschiedenartig liegen. Soweit die früher legiti¬

mierten Kinder als deutsche Volkszugehörige zu betrach¬

ten sind, haben sie die inzwischen durch Legitimation

erworbene Protektoratsangehörigkeit verloren und sind

staatenlos geworden. In allen geeigneten Fällen wird

ihnen aber auf Antrag die deutsche Staatsangehörig¬

keit im Wege der Einbürgerung zu bewilligen sein.

Abs. 4 Satz 2, 2. und 3. Halbsatz, gilt entsprechend.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden.
— RMVliV, S. 1837.

— BaVBl. S. 987.

Vgl. RGBl. 1940 II S. 78.
Vgl. BaVBl. 1941 S. 719.

") Vgl. BaVVl. 1939 S. 685.
Vgl. BaVBl. 1940 S. 843.

Anlage.

Fragebogen

zur Feststellung der deutschen Volkszugehörigkeit der Ehefrau eines Protektoratsangehörigen.

!. Angaben über die Antragstellerin'

(Familienname)

(sämtliche Vornamen — Rufname unterstreichen —)

(Mädchenname)

(Geburtsdatum)

«Geburtsort, Kreis und Bezirk)

Wohnort und Wohnung am 1k. 3. 1939:
1.7.1941!

II. Angaben über den Ehemann'

(Familienname)

(Geburtsdatum)

Eheschließung erfolgte am: in:

verw. — gesch. — getr.: seit:
(nicht Zutreffendens streichen)

Staatsangehörigkeit des Ehemannes! a) vor dem 16.3.1939:

>,) nach dem 16.3.1939:

Wodurch ist die Staatsangehörigkeit des Ehemanns nachgewiesen: ,

>11. Eheliche und durch nachfolgende Eheschließung legitimierte Kinder:

(Vornamen)

(Geburtsort und Bezirk)

Vornamen Geburtsdatum Geburtsort

Ist das Kind im Besitze eines auf Grund
der VO. v. 20. 4. 1939 ausgefertigten

Staatsangehörigkeitsausweises?
Wenn ja, von welcher Behörde und wann

ausgestellt?

1. .

2
3. .
4. .
!?. .
6. .
7. .
usw.
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IV. Nachweis der deutschen Volkszugehörigkeit'

1. Ich begründe den Besitz der deutschen Volkszugehörigkeit durch folgende Tatsachen!

a ) - - - ^ — ^ ' - -Ä

'>) - ^ ^ ^ - - ^-
(Abstammung, Sprachkenntnisse, insbesondere Muttersprache und Umgangssprache in der Familie, Schulerziehung,

Zugehörigkeit zu deutschen Organisationen.)

2. Ich versichere hiermit ausdrücklich, daß

ich mich zum deutschen Volkstum bekenne:

b) keiner meiner vier Großelternteile (mütterlicher- wie väterlicherseits) jüdischer Abstammung oder Mit-

glied der jüdischen Religionsgemeinschaft ist oder war:

o) die von mir gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen.

Wohnort und Wohnung-

Datum!

(Unterschrist)

(Dieser Bogen darf nicht zusammengefaltet werden.)

Hau-, wohnungs- unö Sieöllmgswesen.

llbergangsrcgelung für die Förderung des sozialen
Wohnungsbaues.^)

NdSchr. d. Vad. Landeskreditanstalt für Wohnungsbau
v. 24.10.1941 Nr. 137.

Der Herr Reichskommissar für den sozialen Woh¬

nungsbau hat in einem Rundschreiben vom 8. August

1941 — IId 1 Nr. 2200 über die Ubergangsregelung für

die Förderung des sozialen Wohnungsbaues

s) eine Zusammenstellung der z. Zt. geltenden Bestim¬

mungen über die Förderung des Baues von Vokks-

wohnungen und Kleinsiedlungen und

b) Richtlinien für den Verkauf von domänenstaat¬

lichen und forsteigenen Grundstücken zur Kleinsied¬

lung und zur Schaffung von Eigenheimen für länd¬

liche Arbeiter und Handwerker

bekanntgegeben. Bei den beiden Zusammenstellungen

der Bestimmungen über die Förderung des Baues von

Volkswohnungen (Anlage I des Rundschreibens) und

der Bestimmungen über die Förderung der Kleinsied¬

lung (KSB.) (Anlage II des Rundschreibens) handelt

es sich nicht um den Erlaß neuer Durchführungsbestim¬

mungen, sondern lediglich um eine übersichtliche Zu¬

sammenstellung zum Handgebrauch für die Dienststellen.

Dem Rundschreiben sind neue Vordrucke für die

Stellung von Anträgen auf Bewilligung von Reichs-

darlehen und die Übernahme der Reichsbürgschaft für

Volkswohnungen uno für Kleinsiedlungen, ein neuer

Vordruck für den Bewilligungsbescheid für Volkswoh¬

nungen, ein Vordruck für die Ermittlung der Schlüssel¬

zahl und für die Berechnung des Reichsdarlehens,

außerdem eine Zusammenstellung über sämtliche durch

die Ubergangsregelung bedingten Äußerungen beige¬

fügt, die bei den Vordrucken und Vertragsmustern der

Kleinsiedlung nötig werden. Dabei wird insbesondere

auf die Änderungen des K 5 des Bank-Träger-Vertrags

und der Z8 4 und 6 des Träger-Siedler-Vertrags

aufmerksam gemacht.

Der Herr Reichskommissar hat sich gleichzeitig den

Erlaß neuer Durchführungsvorschriften für den sozialen

Wohnungsbau zu gegebener Zeit vorbehalten.

Wir machen hiermit die Landräte, Gemeinden sowie

die Träger der Kleinsiedlung und des Volkswohnungs¬

baues, die auf Grund der Bestimmungen über die Uber¬

gangsregelung für die Förderung des sozialen Woh¬

nungsbaues vom 4. April 1941 (BaVBl. S. 492) An¬

träge auf Gewährung von Reichsdarlehen und die Über¬

nahme von Reichsbürgschaften für Kleinsiedlungen und

Volkswohnungen stellen wollen, auf die durch den Erlaß

und die dazu gehörigen Anlagen notwendig gewordenen

Änderungen aufmerksam. Diese sind bei künf¬

tigen Antragstellungen zu berücksich-

tigen. Der Erlaß sowie die Zusammenstellung der Be¬

stimmungen mit sämtlichen Anlagen können von der

Verlagsgesellschaft R. Müller m. b. H., Eberswalde,

Schicklerstraße 14, bezogen werden.

An die Landräte, die Gemeinden und die Träger der
Kleinsiedlung und des Baues von Volkswohnungen.

— VaVBl. S. ggö.

!) Die nachstehende Veröffentlichung schließt sich an die
Veröffentlichung der Württ. Landeskreditanstalt in dem
Merkblatt Nr. 4 vom 7. Oktober 1941 S. 47 an.

Förderung des sozialen Wohnungsbaues; hier:
aj Bereitstellung von Neichsmitteln und ihre Bewirt¬

schaftung,
bj Handhabung der llbergangsrcgelung vom 4.4.1941.
NdErl. d. Neichskominissars f. d. sozialen Wohnungs¬

bau v. 25. 7. 1941 — IIb 1/2 Nr. 2392.

Bereitstellung neuer Reichsmittel

und ihre Bewirtschaftung.

I. Einheitlicher Wohnungsbauförde-

rungsfonds des Reichs.

Nachdem die Förderung des neuen deutschen Woh¬

nungsbaues auf Grund der Erlasse des Führers und

Reichskanzlers vom 15.11. 1949, betreffend die Vorbe¬

reitung des deutschen Wohnungsbaues nach dem Kriege

(RGBl. I S. 1495), und vom 4. 2. 1941, betreffend die

Ergänzung des Erlasses vom 15. 11. 1940 (RABl. I
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S. 106), und der ergänzenden Vereinbarungen mit dem

Herrn Reichsarbeitsminister auf mich übergegangen ist,

habe ich nunmehr die Vereitstellung neuer Reichsmittel

für die Förderung des sozialen Wohnungsbaues beim

Herrn Reichsminister der Finanzen erwirkt. Es handelt

sich dabei um einen neuen einheitlichen Wohnungsbau¬

förderungsfonds, welcher nach den jeweiligen Förde¬

rungsbestimmungen die Förderung aller Wohnungs¬

arten — mit Ausnahme des Landarbeiterwohnungs¬

baues —, z. Zt. also die Förderung von Volkswohnun¬

gen und Kleinsiedlungen, ermöglicht. Damit ist ein

weiterer Schritt zur Vereinfachung und Vereinheit¬

lichung getan und verwaltungsmäßig der Vorteil er¬

reicht, daß die Mittel-Kontingente für Volkswohnungen

und Kleinsiedlungen künftig haushaltsmäßig nicht

mehr getrennt gehalten zu werden brauchen. Ich werde

den Vewilligungsbehörden nunmehr aus diesem Fonds

die Reichsmittel zuteilen

1. für Vorhaben, welche auf Grund meiner Übergangs¬

regelung für die Förderung des sozialen Wohnungs¬

baues vom 4. 4. 1941>) — IV 1 Nr. 4000/94/41 —

gefördert werden,

2. für Vorhaben, die auf Grund meines Erlasses vom

14. 12. 1940")-Abs. 1 (veröffentlicht in der Zeitschrift

„Der soziale Wohnungsbau in Deutschland", Heft 1,

S. 39, und im RABl. 1941 S. I 55) noch nach den frü¬

heren Förderungsbestimmungen zu Ende geführt, für

die aber erstmalig Bewilligungsbescheide erteilt
werden.

Soweit für Bauvorhaben, die nach den alten Förde¬

rungsbestimmungen zu Ende geführt werden, schon Be¬

willigungsbescheide erteilt sind und lediglich Umfinan-

zierungen nach dem Erlaß des Herrn Reichsarbeits¬

ministers vom 30. 9. 40') — IV a 2 Nr. 2007 a/171/40 —

vorgenommen werden, verbleibt es"bei dem Erlaß des

Herrn Reichsarbeitsministers vom 21.4.1941') — IV a 4

Nr. 3043/12/41, wonach diese Mittel nach wie vor beim

Neichsarbeitsministerium anzufordern sind. Ebenso

sind die Mittel für die Förderung von Kleingärten nach

wie vor beim Reichsarbeitsministerium anzufordern.

Von mir zugeteilte Mittel dürfen nicht zur Förderung

von Kleingärten verwendet werden.

II. Anmeldung des M i t t e l b e d a r f s.

Damit die Bewilligungsbehörden künftig nicht mehr

für jedes Bauvorhaben die notwendigen Reichsmittel

einzeln zu beantragen brauchen, beabsichtige ich. größere

Beträge auf die Vewilligungsbehörden zu verteilen. Um

für diese Verteilung eine Unterlage zu gewinnen, bitte

ich, mir bis zum 20. August 1941 durch die Hand des

Eauwohnungskommissars den voraussichtlichen Bedarf

an Reichsmitteln für die Förderung des sozialen Woh¬

nungsbaues (Volkswohnungen und Kleinsiedlungen)

in den folgenden 3 Monaten anzuzeigen. Ich weise

hierbei erneut darauf hin, daß wäh¬

rend des Krieges die Reichs mittel nur

fiir solche Bauvorhaben eingesetzt wer¬

den dürfen, für die das Neubauverbot

des Generalbevollmächtigten für die

Regelung der Bauwirtschaft nach der

Anordnung vom 16. 2. 1 940 (Deutscher

Reichsanzeiger Nr. 44) und den dazu

ergangenen ergänzenden Bestimmun¬

gen keine Anwendung findet.

^1 Nr 45 gg8

I > >. K o n t r o l l f ü h r u n g und Mittel-

bewirtschastung.

Die Bewilligungsbehörden sind für die bestim¬

mungsgemäße Bewirtschaftung und genaue Kontrolle

der Reichsmittel im Nahmen der ihnen zugeteilten

Kontingente voll verantwortlich. Aus den Mittel-Kon¬

tingenten sind die erforderlichen Mittel für die Neichs-

darlehen zu entnehmen; es ist unbedingt sicherzustellen,

daß die Kontingente eingehalten werden.

Ich behalte mir vor, die Mittelbewirtschaftung und

die Kontrollführung durch Prüfungsbeamte örtlich

nachprüfen zu lassen.

IZ. Handhabung derübergangsregelung

vom 4. 4, 1941 — IV 1 Nr. 4 000/94/4 1.

Die frühere Reichsförderung war jeweils auf einen

bestimmten Darlehnshöchstbetrag begrenzt. Um zu trag¬

baren Mieten (Lasten) zu kommen, mußten die Außen¬

stellen alles aufbieten, die Baukosten und Bauneben¬

kosten ebenso wie die Grundstücks- und Erschließungs¬

kosten möglichst niedrig zu halten. Zur Erreichung dieses

Zieles haben Gemeinden, Industriebetriebe und andere

interessierte Stellen wesentlich beigetragen. Nach der

grundsätzlichen Umstellung der Finanzierung durch den

Führererlaß vom 15.1Z. 1940 — Ziffer IV — (RGBl. I

S. 1495) und nach meiner darauf beruhenden Über¬

gangsregelung vom 4.4.1941 ist die Reichsförderung in

großzügiger Weise jetzt so weit ausgedehnt, daß das

Reichsdarlehn bis zu dem Betrage gewährt werden

kann, der zur Einhaltung der Richtsätze für die monat¬

liche Miete (Belastung) notwendig ist. Dies darf nun

aber nicht dazu führen, daß jetzt gegen früher höhere

Baukosten und Baunebenkosten, Grundstücks- oder Er¬

schließungskosten angesetzt oder sonst ungünstigere

Finanzierungsbedingungen zugrunde gelegt werden

und daß auf diese Weise mittelbar alle diese höheren

Kosten auf das Reich abgewälzt werden. Wie mir be¬

richtet wird, sind derartige Bestrebungen leider da und

dort hervorgetreten. Ich ersuche daher die Gauwoh¬

nungskommissare und die Bewilligungsbehörden, der¬

artigen Bestrebungen wie überhaupt allen ungerecht¬

fertigten Kostenforderungen mit Nachdruck entgegenzu¬

treten und im Sinne der Reichswirtschaftsbestimmun-

gen darauf hinzuwirken, daß die Reichsmittel nur in

dem notwendigen Umfang eingesetzt werden (vgl. auch

Runderlaß vom 4. 4. 1941, Ziff. I, Abs. 3). Soweit die

Aufschließungskosten in Frage kommen, sind nach wie

vor die Bestimmungen des Z 7 der Verordnung zur Be¬

hebung der dringendsten Wohnungsnot vom 9.12.1919

(RGBl. I S. 1968) und bei der Kleinsiedlung die er¬

gänzenden Vorschriften der 88 15, 22 der Dritten Not¬

verordnung vom 6. 10. 1931 Vierter Teil Kap. II

(RGBl. I S. 537 ff.) anwendbar. Die zuständigen Be¬

hörden (Bezirkswohnungskommissare; bei der Klein¬

siedlung! die Bewilligungsbehörden, vgl. Nr. 23

Abs. 2k, der KSB. vom 14. 9. 1937/23. 12. 1938) haben

also nach wie vor die rechtliche Möglichkeit, in Füllen, in

denen sonst eine befriedigende und den Belangen des

sozialen Wohnungsbaues gerecht werdende Regelung

in angemessener Frist nicht zustande kommt, an Stelle

der sonst zuständigen Verwaltungs- und Gemeinde¬

behörden (Ansiedlungsbehörde, Baupolizeibehörde

usw.) selbst die erforderlichen Genehmigungen auszu¬

sprechen, die etwa notwendigen Befreiungen von
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landesgesetzlichen (bei der Kleinsiedlung auch reichs¬

gesetzlichen) Vorschriften, Verordnungen, Ortsstatuten

und Bauordnungen zu erteilen und erforderlichenfalls

selbst die aus Anlaß eines Vau- und Siedlungsvor¬

habens zu zahlenden Beiträge und Gebühren (z. B, die

Anliegerbeiträge, dieAnsiedlungsgebühren, Baupolizei¬

gebühren usw.) zwangsweise auf einen angemesse¬

nen Betrag festzusetzen. Soweit unangemessene For¬

derungen gestellt werden, ersuche ich, von diesen Befug¬

nissen künftig wieder vermehrten Gebrauch zu machen.

Sehr wichtig bleibt in diesem Zusammenhang auch der

Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 15.11.194V'') —

IVä 5 Nr. 1239/89/40 — (RABl. S. 1 629) betreffend

die Verordnung über das Verbot von Preiserhöhungen

vom 26. November 1935 und Anliegerbeiträge, welcher

im Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern

und dem Reichskommissar für die Preisbildung ergan¬

gen ist. Darin ist besonders betont, daß die unbedingte

Notwendigkeit, jede Erhöhung der Baukosten zu ver¬

meiden, gerade bei der Neueinführung und Erhöhung

von Anliegerbeiträgen zu besonderer Vorsicht zwingt

und daß angesichts der Vorarbeiten zu einer reichsrecht¬

lichen Neuregelung dieses Rechtsgebietes jede Ände¬

rung des gegenwärtigen Zustandes grundsätzlich uner¬

wünscht ist. Darüber hinaus ist bestimmt, daß alle An¬

träge auf Bestätigung von Satzungen oder Eemeinde-

beschlüssen, durch die Anliegerbeiträge neu eingeführt

oder die bestehenden Anliegerkosten zuungunsten der

Anlieger geändert werden, zuvor mit eingehendem Be¬

richt dem Reichsarbeitsminister zur Zustimmung vorzu¬

legen sind. Auch daraus geht hervor, daß die Gemeinden

die Anliegerbeiträge nicht ohne weiteres erhöhen

dürfen.

An die Landesregierungen (Sozialverwaltungen).

RdSchr. d. Bad. Landeskreditaiistalt für Wohnungs¬
bau v. 24.10. 1941 Nr. 199.

Wir geben als Bewilligungs- und Ancrkennungsbehördc
zur Beachtung hiervon Kenntnis. Zu Abschnitt .-V II des
Rundschreibens bemerken wir, daß der Herr Reichskom¬
missar für den sozialen Wohnungsbau mit Erlaß vom 3. 10.
I94l — II >> 2 Nr. 2831 dem Lande Baden den Betrag von

z?oo ooo

für die Förderung des Baues von Volkswohnungen und
Kleinsiedlungen anf Grund der durch Runderlaß vom 8. 8.
1941 — II I> 1 Nr. 229V neu zusammengestellten Bestimmun¬
gen zur Verfügung gestellt hat, soweit das Neubauverbot des
Generalbevollmächtigten für die Regelung der Bauwirt-
schaft nach der Anordnung vom 16. 2.1949 und den ergänzen¬
den Bestimmungen keine Anwendung findet.

An die Landräte und Gemeinden.
- BaVBl. S. 996.

-) Vgl. BaVBl. 1941 S. 492.
-) Vgl. BaVBl. 1941 S. 99.
-') Vgl. BaVBl. 1949 S. 1227.
^) Nicht veröffentlicht.
5) Vgl. BaVBl. 1949 S. 1344.

Wohlfahrtspflege unö Jugenöwohlfahrt.
Privatkinderheim Henninger in Kürnbach. Kreis Sins¬

heim; hier: Pflegesätze.

NdErl. d. MdJ. — LWuJA. v. 2V. 10.1341 Nr. 27S01.1.

Mit Genehmigung des Bad. Finanz- und Wirt¬

scha ftsministers — Preisbildungsstelle — vom 9. 10.

1941 wird der Verpflegungssatz in dem als Familien¬

heim zugelassenen Kinderheim Henninger in Kürnbach

auf 1,59 täglich erhöht.

An die Stadt- und Kreisjugendämter.
— BaVBl. S. 999.

- Abschnitt 2. —

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.

Entschädigung an die Gemeinden für den Wegfall der

Viersteuer.

NdErl. d. MdJ. o. 20.1». 1341 Nr. 83 81k.

Von den in Art. 3 K 5 Abs. 2 des Dritten Gesetzes zur

Änderung des Finanzausgleichs vom 31. Juli 1938

(RGBl. I S. 966) bereitgestellten Mitteln hat der

Reichsminister der Finanzen mit Erlaß vom 24. April

1941 dem Lande Baden für das Rechnungsjahr 1941 den

Betrag von 599 990 zugeteilt. Die Verteilung

dieser Mittel erfolgte nach den mit Erlaß vom 29. Ja¬

nuar 1949 (BaVBl. S. 185) veröffentlichten Grund¬

sätzen. Die Landeshauptkasse ist angewiesen worden, die

eine Hälfte des Entschädigungsbetrags sofort und die

andere Hälfte zu Ansang des Monats März 1942 auszu¬

zahlen.

Den Aufsichtsbehörden wird in den nächsten Tagen

eine Übersicht der Gemeinden und der Entschädigungs¬

beträge für ihren Dienstbereich k. Hd. zugehen. Die

Bürgermeister der bedachten Gemeinden sind von den

Aufsichtsbehörden alsdann über den zugewiesenen Ent¬

schädigungsbetrag zu verständigen.

An die Gemeinden.
— BaVBl. S. 999.
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